Kampf dem Lohnabbau
An der Vollversammlung des SP Amtsverbandes Wangen in Herzogenbuchsee löste Walter Wynistorf (Riedtwi) die zurücktretende Präsidentin Dorette Rüetscbi (LangenthaI) in der Verbandsleitung ab. Der bisherige Vize und Wahlkommissionschef Wynistorf hat sein Engagement allerdings auf den Frühsommer 92 befristet. Die politischen Differenzen im Amtsverband, die bis anhin eine personelle Erneuerung erschwert haben, sollen bis zu diesem Zeitpunkt ausgeräumt sein. 
Mit einem blauen Auge, so die kurze Wahlanalyse zum Oktober 91, kam der Amtsverband in den Nationalratswahlen davon. Ohne eigene Kandidatin, eigenen Kandidaten im Amtsverband blieb der SP-Anteil (20,1 Prozent) im Rahmen der Nachbarämter und vor allem der Kantonalpartei (20 Prozent). Nach Konsequenzen ruft allerdings der Umstand, dass der Oberaargau überhaupt keine Vertretung mehr im nationalen Parlament hat. Massnahmen dagegen werden nun auf Landesteilebene diskutiert und eingeleitet, etwa wieder mit Regionallisten, statt wie dieses Jahr mit Männer- und Frauenlisten. 

Die Hoffnung der zahlreich erschienenen Amtsverbandsmitglieder auf eine definitive Präsidiumslösung liess sich nicht erfüllen. Dorette Rüetschi (vorher Niederbipp, neu Langenthai), musste aufgrund des Wohnsitzwechsels ihr Amt abgeben. Sie hatte den Amtsverband seit den Grossratswahlen neu, nicht mehr nach dem Vollversamrnlungs-, sondern nach dem Delegiertenprinzip erfolgreich geführt, was ihr von Martin Gasser (Herzogenbuchsee ) unter Applaus verdankt wurde. Der bisherige Vize Walter Wynistorf will das Amt aus beruflichen Gründen aber definitiv bis zur Hauptversammlung 1992 befristen. 

Die politischen Differenzen, die es etwa in Asylfragen, der Ökologie- oder der Sicherheitspolitik zwischen den Jurasüdfussgemeinden und Herzogenbuchsee gibt, sollten zwei Jahre vor den nächsten Wahlen nicht mehr länger untergründig schwelen und eine progressive Personalpolitik verhindern, wie die Versammlung befand. Noch in den ersten beiden Monaten des neuen Jahres soll es mit Vertretern aller Amtsverbandssektionen eine politische Aussprache unter Leitung eines auswärtigen „Spielleiters“ geben. Die entsprechende Einigung soll dann in ein geschlossenes Auftreten bei Wahlen, den gezielten Aufbau neuer „Köpfe“ und neue Methoden der Mitgliederwerbung münden. 

Dass die Einigung im Amt schon auf gutem Wege ist, bewies die Versammlung am Schluss mit einem gemeinsamen Entscheid zur Sozialpolitik. Bei rundum arbeitnehmerfeindlichen Entscheiden in der grossrätlichen Budgetdebatte will der Amtsverband mit einer unter allen Sektionen koordinierten Aktion in die Offensive gehen. Die SP würde es als offene Kampfansage auffassen, wenn der Teuerungsausgleich für das Staatspersonal auf lediglich zwei Prozent gedrückt und die Kindergärten finanziell ausgepresst würden. Eine dilettantische bürgerliche Finanzpolitik im Kanton Bern könne nicht auf dem Rücken der untern Lohnempfänger, beim Staat und bei den Familien ausgetragen werden, befand die Versammlung. 
Berner Tagwacht, 12.12.1991. 
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